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Seit gestern gilt in der Gastrono-
mie, in fast allenKultur- undFrei-
zeiteinrichtungen sowie für viele
sportliche Aktivitäten eine Zerti-
fikatspflicht.DerobersteGesund-
heitsdirektor Lukas Engelberger
(DieMitte) hofft darauf, dass sich
die epidemiologischeSituation im
Land dadurch beruhigt. Für den
kommendenWinter kann er sich
auch eineAnwendung indenSki-
gebieten vorstellen. Im Interview
mit der «SonntagsZeitung» sagt
er: «Ski fahren undWinterferien
sind freiwillig und zum Vergnü-
gen. Da ist eine Zertifikatspflicht
zu rechtfertigen.»

Anders sehe es imöffentlichen
Verkehr aus, so Engelberger: In
einer Grundinfrastruktur schei-
ne ihm eine Zertifikatspflicht
nicht legitim.Auch eine generelle
Zertifikatspflicht amArbeitsplatz
lehnt er aus dieser Überlegung
ab: «Der Grundsatz sollte blei-
ben, dass das Zertifikat dort gilt,
wo man freiwillig hingeht.»

Auf den Ausgang verzichtet
Unter Studierenden wundert
man sich über diese Aussage.
Denn: Ab dem neuen Semester
kennen auch zahlreiche Hoch-
schulen eine Zertifikatspflicht.
Der 27-jährige Markus (Name
geändert) studiert an der Fach-
hochschule Luzern. Er sagt, er sei
kein grundsätzlicher Impfkriti-
ker. Er respektiere die Corona-
Massnahmen und habe sich seit
Beginn der Pandemie einge-
schränkt, habe auf Ausgang und
Fahrten ins Ausland verzichtet.
Mit der Impfung habe er aber
noch zuwartenwollen, bis Lang-
zeitstudien vorlägen.

«Dass ich ohne Zertifikat
nicht an die Hochschule kann,
geht aus meiner Sicht aber zu
weit. Von Freiwilligkeit kann in
diesemFall keine Rede sein!», är-
gert er sich. Er sei faktisch ge-
zwungen, sich zwischen Imp-
fung und Studium zu entschei-
den. Denn ab Oktober sind
Corona-Tests kostenpflichtig.

«Als Student kann ich mir die
zusätzlichenAusgabenvon 90 bis
130 Franken proWoche fürTests
nicht leisten», sagt Markus, der
imKanton Luzern lebt undneben
dem Studium bei einem KMU
jobbt.Um lückenlos an den Lehr-

veranstaltungen teilnehmen zu
können,müsste er nach eigenen
Berechnungen rund 500 Franken
proMonat ausgeben.Und anders
als imvergangenen Jahr könne er
die Vorlesungen nun nicht mehr
via Livestream absolvieren.

Das Nein durchgestrichen
In seinem Dilemma habe er sich
schliesslich zu einer Walk-in-
Impfung entschieden. ImFormu-
lar des ImpfzentrumshatMarkus
die Frage «Lassen Sie sich frei-
willig impfen?» zunächst mit
Nein angekreuzt.DerArzt erklär-
te ihmdarauf, er könne ihn nicht
impfen, solange erbei dieserAnt-
wort bleibe.Weil er auf die Imp-
fung angewiesen sei, habe er das
Nein schliesslichdurchgestrichen
undmit dem erwünschten Ja er-
setzt, sagt der Luzerner.

Der Bundesrat überlässt es
den Kantonen undHochschulen,
ob sie den Unterricht auf Bache-
lor-,Master- und Doktoratsstufe
auf Personen mit einem Zertifi-
kat beschränken wollen. Im Fall
einer Zertifikatspflicht empfiehlt
er, die Vorlesungen auch digital
zu übertragen.Allerdings ist noch
unklar, ob alle Hochschulen die-
ser Empfehlung folgen.

Für Felix Uhlmann, Professor
für Staatsrecht an der Universi-
tät Zürich, kann man sich zwar
durchaus die Frage nach derVer-
hältnismässigkeit stellen, wenn
Studentinnen und Studenten je-
des Mal ein Zertifikat vorlegen
müssen, bevor sie ein Unigebäu-
de betreten. Klar ist für ihn aber
auch, dass UniversitätenHörsäle
nicht einfach vollbesetzen kön-
nen, als ob es kein Corona gäbe,
denn der Bundesrat verbietet
eine Besetzung der Hörsäle zu
mehr als zwei Dritteln,wenn das
Zertifikat nicht eingesetzt wird.

Aus epidemiologischenGrün-
den lässt sich die Zertifikats-
pflicht an Hochschulen deshalb
aus Sicht des Juristen rechtferti-
gen.Auch Uhlmann betont aber:
DieMöglichkeit, perVideovon zu
Hause aus an den Vorlesungen
teilzunehmen, sollten dieUniver-
sitäten imRahmen ihrerKapazi-
täten ermöglichen, mindestens
für eine Übergangsfrist.

Beni Gafner

«Von Freiwilligkeit
kann keine Rede sein»
Zertifikatspflicht Testswaren einemStudenten
zu teuer. So musste er sich impfen lassen.

Massentests DerBernerGesund-
heitsdirektorPierreAlainSchnegg
weist Vorwürfe zu falschen Zah-
len bei denMassentests von Ber-
ner Schulen zurück. Schnegg trat
gestern in Bern vor die Medien
und sprach von einem «fakten-
verzerrenden» Bericht und ei-
nem «Sturm imWasserglas».

Der «SonntagsBlick» hatte am
Sonntag geschrieben, das Bun-
desamt für Gesundheit (BAG)
habe Ende August wegen tiefer
Fallzahlen bei den Massentests
von Schülerinnen und Schülern
an Berner Schulen beim Kanton
interveniert. Nach dieser Inter-
vention seien die Speichelproben
aus den Berner Schulen in einem
anderen Labor ausgewertetwor-
den.Plötzlich seien die Fallzahlen
deutlich höher ausgefallen.
DiesenWechsel des Labors habe
Schnegg verschwiegen. In Tat
und Wahrheit seien die Fallzah-
len im Kanton Bern höher.

Schnegg sagte gestern, das BAG
habe dem Kanton Bern vor der
letztenTestwoche gemeldet, das
vom Kanton beauftragte Labor
weise unter Umständen zu tiefe
Resultate aus.Danach sei ein an-
deres Labormit denTests beauf-
tragt worden und die Fallzahlen
seien gestiegen. Er betonte aber,
in der fraglichen Zeit seien lan-
desweit die Fallzahlen gestiegen.
Insofern erstaune nicht, dass
auch die Zahl der positiv getes-
teten Berner Schülerinnen und
Schüler gestiegen sei.

Schneggwill nun auch recht-
liche Schritte gegen den «Sonn-
tagsBlick» prüfen. «Es gibt kei-
nerlei Hinweise, dass die veröf-
fentlichten Zahlen nicht korrekt
wären», schreibt seine Direktion
in einer Mitteilung. Der berni-
sche Gesundheitsdirektor sagt
auch, die Kontrolle der Labore
obliege dem Bund, nicht dem
Kanton Bern. (sda)

Berns Regierungsrat Schnegg weist
Vorwurf zu falschen Zahlen zurück

Die Zürcher SP-Nationalrätin Jacqueline Badran bekämpft die Abschaffung der Emissionsabgabe. Foto: Peter Klaunzer (Keystone)

Charlotte Walser

In wenigen Monaten wird das
Stimmvolk voraussichtlich über
die Abschaffung der Emissions-
abgabe entscheiden, gegen wel-
che die Linke das Referendum
ergriffen hat. DieAbgabe, die auf
Transaktionen von inländischen
Beteiligungsrechten erhoben
wird, bringt dem Bund einen
Ertrag von jährlich 250Millionen
Franken ein. Das Parlament ent-
schied im Sommer, darauf zu
verzichten. Die Abgabe sei nicht
mehr zeitgemäss, argumentieren
die bürgerlichen Parteien und
der Wirtschaftsdachverband
Economiesuisse. Und: Mit der
Abschaffung könne die Wettbe-
werbs- und Innovationsfähigkeit
der KMU gefördert werden.

Firmen müssen die Emissi-
onsabgabe entrichten, wenn sie
das Eigenkapital erhöhen – zum
Beispiel fürdie Firmengründung,
die Finanzierung von Investitio-
nen oderbei finanziellen Schwie-
rigkeiten. Die Abgabe beträgt
ein Prozent dieses Kapitals, mit
einer Freigrenze von einerMilli-
on Franken. Im Fall von Sanie-
rungen beträgt die Freigrenze
10 Millionen Franken.

«Nicht in Ordnung»
Aus Sicht von Economiesuisse ist
eine solche Abgabe schädlich.
«Wenn der Staat an der Kapita-
lisierung von Unternehmen ver-
dient, so ist dies grundsätzlich
nicht in Ordnung», schreibt der
Dachverband. Er argumentiert
aber auch mit der Corona-Krise:
Nach Verlusten müssten viele
Firmen gerade jetzt ihr Eigen-
kapital aufstocken.

Die Linke hält dagegen, von
der Abschaffung würden nicht

KMU, sondern vor allem Gross-
konzerne und Finanzunterneh-
men profitieren.Und diese seien
in der Schweiz ohnehin schon
vergleichsweise tief besteuert.
Seit Jahrzehnten würden die
Steuern fürUnternehmen sinken,
während Steuern und Abgaben
auf Arbeitseinkommen stiegen.

Zahlen des Bundes zeigen nun,
wie sichdie Erträge aus derEmis-
sionsabgabe zusammensetzen.
In seiner Antwort auf eine Inter-
pellation der Zürcher SP-Natio-
nalrätin JacquelineBadranhat der
Bundesrat sie aufgeschlüsselt.
Demnach stammt ein grosserTeil
derErträgevonGrosskonzernen:
Umdie 60Grosskonzerne bezah-
lenüberdieHälfte derEmissions-
abgaben.

Im Jahr 2018 trugen die Gros-
sen gar mehr als zwei Drittel zu
den Erträgen bei: 57 Unterneh-
men bezahlten total 180 Millio-
nen,während die restlichen 2179
Unternehmen für 81 Millionen
aufkamen. 2020waren es 55 Un-
ternehmen, die 99Millionen von
total 192 Millionen beitrugen.

Doch fallen die Beträge für KMU
nicht dennoch insGewicht? Ist die
Abgabe fürStart-upskeinHinder-
nis? Jacqueline Badran, selbst
InhaberineinesKMU,verneint.Sie
weist auf die Freigrenzevon einer
Million Franken hin. «Von den
über600’000Unternehmen inder
Schweiz gibt es, wie die Zahlen
zeigen, nur ganz wenige, die ei-
nen Eigenkapitalbedarf von über
einer Million Franken haben»,
sagt sie. Und wenn ein KMU das
Eigenkapital um über eineMilli-
on aufstocke, dann falle ein
Betrag von einigen Tausend
Franken angesichts der übrigen
Kosten – etwa der Lohnsumme
für 100 Angestellte von monat-
lich weit über einer Million –
wohl kaum ins Gewicht.

Die Einnahmen fehlen
«Es gibt überhaupt keinenHand-
lungsbedarf, die älteste Steuer
der Schweiz abzuschaffen», sagt
Badran. Bei derAbschaffung der
Emissionsabgabe gehe es bloss
um zusätzliche leistungsfreie
Gewinne fürGrosskonzerne. Die
Einnahmen würden dem Staat
fehlen, und dafürmüsse jemand
aufkommen: die normalen Steu-
erzahlerinnen und Steuerzahler.
«Es ist nicht einsichtig, weshalb
eine Kapitaltransaktion nicht
besteuert werden soll, während
jemand, der ein Gipfeli kauft,
Steuern darauf zahlen muss.»

Dass SP, Grüne und Gewerk-
schaften die Abschaffung der
Emissionsabgabe bekämpfen,
hat auch mit vergangenen und
künftigen Steuerprojekten zu
tun. Siewollen damit ein Zeichen
setzen gegen eine generelle Ten-
denz, das Kapital zulasten der
Arbeitseinkommen zu begünsti-
gen. Bei der Abschaffung der

Emissionsabgabe handle es sich
nur um ein Rädchen einer lan-
gen Salami, sagt Badran. Diese
sei aber nach den unzähligen Re-
formen seit den 1990er-Jahren –
gerade auch der Stempelsteuer –
ohnehin schon sehr kurz.

WeiterekostspieligeReformen
sind bereits aufgegleist, darunter
die Reform der Verrechnungs-
steuer, die Abschaffung der In-
dustriezölle und dieAbschaffung
des Eigenmietwerts. Bei den
Stempelsteuern allerdings ist das
Parlament vorerst auf die Bremse
getreten: Ursprünglich war eine
Abschaffung aller restlichen
Stempelsteuern in drei Schritten
geplant.Den ersten neuen Schritt
–dieAbschaffungderEmissions-
abgabe – beschloss das Parla-
ment im Juni. Den dritten Schritt
hat die Wirtschaftskommission
vor kurzem beerdigt. Er hätte zu
Steuerausfällen von jährlich
1,8 Milliarden Franken geführt.

Über den zweiten Schritt mit
Steuerausfällenvon rund220Mil-
lionenFrankenwirdderNational-
rat in derHerbstsessionbefinden,
voraussichtlicham30.September.
Dagegen stellen sich aber nicht
nur SPund Grüne, sondern auch
die Grünliberalen und DieMitte.
«Alles könnenwir uns jetzt nicht
leisten», sagt Mitte-Vertreter
Leo Müller.

Neben der finanziellen Lage
im Zusammenhang mit Corona
nennt Müller noch einen ande-
ren Grund: Auf den zweiten
Schritt solle verzichtet werden,
um den ersten nicht zu gefähr-
den– jenen,überdendas Stimm-
volk befinden wird. Die Linke
geht davon aus, dass die Pläne
für Schritt zwei und drei nach der
Abstimmung wieder ausgegra-
ben werden.

Wer von einem Steuererlass
ammeisten profitierenwürde
Referendum Das Parlament will Unternehmen von der Emissionsabgabe befreien.
Zahlen zeigen, dass sich davon besonders Grosskonzerne Entlastung erhoffen dürfen.

«Es gibt
überhaupt keinen
Handlungsbedarf,
die älteste Steuer
der Schweiz
abzuschaffen.»

Jacqueline Badran
SP-Nationalrätin
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Corona In der Schweiz und in
Liechtenstein sind demBundes-
amt für Gesundheit (BAG) ges-
tern innerhalb von 72 Stunden
6060 neue Coronavirus-Anste-
ckungen gemeldet worden.
Gleichzeitig registrierte das BAG
10 neueTodesfälle und 77 Spital-
einweisungen. Auf 100’000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner
wurden in denvergangenen zwei
Wochen 420,48 laborbestätigte
Coronavirus-Infektionen gemel-
det. Die Reproduktionszahl R lag
vor rund zehn Tagen bei 1,07.

Die Auslastung der Intensiv-
stationen in den Spitälern beträgt
zurzeit 78,9 Prozent. 33,6 Prozent
der verfügbaren Betten werden
von Covid-19-Patienten besetzt.
Insgesamtwurden bis am Sonn-
tagabend 9’374’550 Impfdosen an
die Kantone und Liechtenstein
ausgeliefert. 52,81 Prozent der
Bevölkerung sind bereits voll-
ständig geimpft. Bislangwurden
5’811’135 Zertifikate für vollstän-
dig Geimpfte ausgestellt. (sda)

6060 neue Fälle
innerhalb von
72 Stunden

Wissenschaft Der Pionier der
Online-Psychotherapie,Thomas
Berger von der Universität Bern,
erhält den Schweizer Wissen-
schaftspreis Marcel Benoist. Der
Nachwuchspreis Latsis geht an
den Krebsforscher Nicola Aceto
von der ETH Zürich für seine
Beiträge zur Bekämpfung von
Metastasen. Zum zweiten Mal
werden die beiden nationalen
Wissenschaftspreise der Stiftun-
gen Marcel Benoist und Latsis
gemeinsam verliehen.

Thomas Berger und Nicola
Aceto würden beide mit ihrer
Arbeit grosse Verdienste für
unsere Gesellschaft leisten und
exemplarisch für die Exzellenz
des Schweizer Forschungsplat-
zes stehen, liess sich Bundesprä-
sident und Präsident derMarcel-
Benoist-Stiftung, Guy Parmelin,
in einer Mitteilung von gestern
zitieren.Der SchweizerNational-
fonds übernahm die Selektion
der Preisträger im Auftrag der
Stiftungen. (sda)

Preise für Berner
Psychologen und
ETH-Krebsforscher

Kriegsmaterial Beim Export von
Kriegsmaterial soll der Bundes-
rat in Ausnahmefällen autonom
Entscheidungen treffen können.
Anders als zuvor der Ständerat
hat eine Mehrheit im National-
rat gestern signalisiert, eineAus-
nahmeregelung für den Bundes-
rat wieder in die Vorlage
aufnehmen zuwollen. Ein Rück-
zug der Korrekturinitiative dürf-
te damit vom Tisch sein.

Ganze 38 Rednerinnen und
Redner haben gestern imNatio-
nalrat zu den Bedingungen für
den Export von Kriegsmaterial
Stellung genommen. Entspre-
chend lange dauerte die Debat-
te, deren Fortsetzung schliess-
lich aufmorgenverschobenwer-
den musste.

Für die Volksinitiative «Gegen
Waffenexporte in Bürgerkriegs-
länder (Korrekturinitiative)» spra-
chen sich die Fraktionen von SP,
Grünen und Grünliberalen aus.
Ausserdemwarb die EVP, diemit
ihren zwei Sitzen derMitte-Frak-
tion angehört, für ein Ja. (sda)

Lange Debatte zur
Korrekturinitiative

Raphaela Birrer
undMarkus Häfliger

Die Polizisten vor dem Bundes-
haus sind sichtlich nervös. Über
ein Dutzend Sicherheitskräfte
haben sich vor demEingang auf-
gereiht. Es ist der erste Tag der
Session – und der ersteTag über-
haupt, an dem die Zertifikats-
pflicht gilt.Teile derBevölkerung
sind aufgewühlt. Die Polizisten
rechnen offensichtlich mit dem
Schlimmsten.

Doch es sind nicht Massnah-
mengegner und Covid-Leugner,
welche die Ordnungshüter ab-
sorbieren – sondern ein halbes
Dutzend Klimaschützer der ra-
dikalen Organisation Extinction
Rebellion. Sie haben einenTisch
mitten auf die Strasse vor dem
Bundeshaus gestellt und ihre
Händemit Sekundenkleber dar-
aufgeklebt. Nach bösen Blicken
und strengenGesten lässt die Po-
lizei die Klimaschützer dann ge-
währen.

Verheerendes Signal
Der grosse Streitpunkt desTages
hingegen, das Covid-Zertifikat,
interessiert die Polizisten nicht.
Niemand, der ins Bundeshaus
will, muss es vorweisen. Kein
Parlamentarier, keine Journalis-
tin und auch keine der grossen
Besuchergruppen, die – erstmals
seit Ausbruch der Pandemie –
wieder durchs Bundeshaus zie-
hen. Ausgerechnet dort, wo in
diesemLand die Regeln gemacht
werden, gilt die derzeit umstrit-
tenste Regel nicht.

Von Sonderrechten für Parla-
mentarier war in den letzten
Tagen die Rede. Von einem ver-
heerenden Signal an die Bevöl-
kerung.Vonmangelndempoliti-
schem Gespür. Geändert hat

diese Debatte nichts: Zum Sessi-
onsauftakt strömen 246 Parla-
mentarier ins Bundeshaus – und
niemand kontrolliert sie. Nie-
mand ausser die Redaktion Ta-
media. Sie hat sich in der Ein-
gangshalle postiert, direkt vor
demMonument der drei Eidge-
nossen.

Frau Estermann, können wir
Ihr Zertifikat sehen?

Die SVP-Nationalrätin hat kei-
nes. Sie ist weder geimpft noch
getestet,wohl aber genesen,wie
sie erzählt, aber das liege schon
zu lange zurück. «Nach der Fas-
nacht hatte ich eine Grippe, das
war ziemlich sicher Corona»,
sagt die Luzernerin. Yvette Es-
termann lässt sich auch gegen
andere Krankheiten nicht imp-
fen.Bei Covid plädiert sie für eine
breite Exposition der Bevölke-
rung, ausgenommen die Risiko-
gruppen – «um das Immunsys-
tem zu stärken», wie sie sagt.

Herr Aebischer, weil es hier
sonst niemand tut: Wir machen
Zertifikatskontrolle.

Der Berner SP-Nationalrat
lacht, zückt seinHandyundweist
sein Zertifikat vor. Er findet es
unverständlich, dass das im Par-
lament nicht obligatorisch ist.

Mehrmals hat sich dieVerwal-
tungsdelegation, die sich aus je
drei National- und Ständeräten
zusammensetzt, mit dem Prob-
lem befasst. Das Gremium, das
die Hausregeln im Parlament
festlegt, befand, eine Zertifikats-
pflicht für gewählteVolksvertre-
ter verstosse gegen die Verfas-
sung.

MatthiasAebischer überzeugt
das nicht.Wer nicht geimpft ist,
könne sich ja testen lassen, sagt
er – und zeigt auf den Behälter
mit den Test-Kits beim Bundes-
hauseingang.

Herr Stadler, Ihr Covid-Zertifikat,
bitte!

«Wir können nicht vom Volk
verlangen, was wir selber nicht
umsetzen», sagt der Urner Mit-
te-Nationalrat. «Wir sollten mit
gutem Beispiel vorangehen.» Er
selber sei «geimpft aus Überzeu-
gung» – und er sehe nicht, was
bei Ungeimpften gegen regel-
mässige Tests spreche.

Simon Stadler ist bei weitem
nicht der einzige Parlamentari-
er, der in den letzten Tagen ein
ungutes Gefühl bekommen hat.
Als Erstes verkündete die SP-
Fraktion, für ihre National- und
Ständeräte sei das Covid-Zertifi-

kat jetzt Pflicht. Kurz darauf folg-
te die GLP.

Ist das bloss Partei-PR, oder
kontrolliert das jemand?

Nachfrage bei GLP-Fraktions-
chefin Tiana Angelina Moser in
derWandelhalle. Sieversichert, in
ihrer Fraktion seien ohnehin alle
2-G – geimpft oder genesen. Das
habe sie bei jedempersönlich ab-
gefragt. «Wenn ich bei einem
Fraktionsmitglied einenVerdacht
habe,kontrolliere ich»,versichert
SP-Fraktionschef Roger Nord-
mann – und überprüft zur De-

monstration das Zertifikat von
Nationalrätin Jacqueline Badran,
die gerade in der Nähe steht.

Auch die Tamedia-Redaktion
prüft weiter.

Frau Prelicz-Huber, zeigen Sie
uns bitte Ihr Zertifikat.

Die grüne Nationalrätin trägt
als eine von ganzwenigen keine
Maske. Sie hat seit über einem
Jahr einen ärztlichen Dispens,
den sie ständig vorzeigen muss.
Das Covid-Zertifikat sei für sie
eine grosse Erleichterung, denn
damit entfalle dieMaskenpflicht.
Katharina Prelicz-Huber glaubt
zwar, dass sich die Zertifikats-
pflicht mit einer kraftvolleren
Impfkampagne hätte verhindern
lassen. Doch jetzt, wo es für die
Bevölkerung vorgeschrieben sei,
«müsste auch das Parlament ein
Vorbild sein».

Währenddessen tagt im Zim-
mer 301 das Büro des National-
rats, dem unter anderem die
Fraktionschefs angehören.Trak-
tandum: die Zertifikatspflicht. In
den letzten Tagen ist die Stim-
mung gekippt. SogarSVP-Frakti-
onschef Thomas Aeschi erklärte
in der «SonntagsZeitung»: «Man
sollte die Zertifikatspflicht fürdie
Session noch einmal prüfen.»

Um 14.30 Uhr ist es ganz still
im Nationalratssaal, als Präsi-
dentAndreasAebi (SVP) den Ent-
scheid der Ratsleitung verliest.
Das Büro beantragt der Staats-
politischen Kommission,mittels
Kommissionsinitiativemöglichst
rasch die Rechtsgrundlage für
eine Zertifikatspflicht vorzube-
reiten. Später am Nachmittag
verabschiedet das Büro des Stän-
derats einen gleichlautenden
Entscheid.

Was Aebi allerdings nicht be-
kannt gibt: In seiner eigenen Par-
tei hat der Entscheid noch ein-

mal für Unmut gesorgt. Er kam
nurmit 11 zu 2 Stimmen zustan-
de – SVP-Fraktionschef Aeschi,
der sich am Wochenende noch
für eine Pflicht ausgesprochen
hatte, und Parteikollege Roland
Rino Büchel stimmten dagegen.

«Papa Berset»
Aeschi erklärt auf Nachfrage, er
sei nur gegen den konkreten
Wortlaut des Entscheids gewe-
sen.Büchel jedoch ist immernoch
aufgebracht: «Die feuchte Aus-
spracheunddasNasenbohren im
Bundeshaus sind nicht der Pan-
demietreiber.» Kontrollen an den
Grenzen, wie sie der Bundesrat
nun plant, seien viel effektiver.
Zudem würden die Leute un-
vernünftig, wenn sie sich in Si-
cherheit fühlten, hielten den
Abstand nicht mehr ein.
Büchel, der selber nicht geimpft
ist,würde sich zwar testen lassen,
wenn es Pflicht würde. Er findet
aber: «Geimpfte schwingen sich
zurzeit zu besseren Menschen
empor. Und es macht mir Angst,
wie laut die Leute jetzt nach Füh-
rung schreien,nachPapaBerset.»

Nun ist es nicht Papa Berset,
sondern das Parlament selber,
das sich voraussichtlich die Zer-
tifikatspflicht verordnen wird.
Doch derWeg dahin ist umständ-
lich. Eine Kommissionsinitiative
durchläuft ein kompliziertesVer-
fahren, zwei Kommissionen sind
involviert, und amEndemüssen
National- und Ständerat zustim-
men. Das dauert im Normalfall
mindestens ein Jahr.

Und selbst jetzt im Eilverfah-
ren, so schätzen die Parlaments-
dienste, schafft das Parlament
die Einführung der Zertifikats-
pflicht für sich selber erst für
die dritte Sessionswoche. Imbes-
ten Fall.

In der zertifikatsfreien Zone
Sonderrecht für Parlamentarier? In der ganzen Schweiz gilt seit Montag die neue Zertifikatspflicht.
In der ganzen Schweiz? Nein! Im Bundeshaus gab es bis gesternWiderstand.

«Wir können nicht
vomVolk verlangen,
waswir selber
nicht umsetzen.»

Simon Stadler
Urner Mitte-Nationalrat

Eine Ausnahme im Bundeshaus: Ratsweibelin Nathalie Radelfinger zeigt dem Security-Mitarbeiter ihr Covid-Zertifikat. Foto: Alessandro della Valle (Keystone)


